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Klimaschutz und Energiewende auf kommunaler Ebene 
 

1. Klimaschutz und Klimafolgenanpassung 

• Erstellung und Umsetzung kommunaler Klimaschutzkonzepte und Einstellung 

eines/r Klimaschutzmanager*in.  

• Erstellung kommunaler Klimaanpassungskonzepte und Umsetzung von 

Maßnahmen zur Klimaklimafolgenanpassung. 

• Schaffung und Aufwertung von Grünflächen in den Siedlungsgebieten 

2. Kommunaler Beitrag zur Energiewende – klimaneutral bis 2040 

• Aufbau eines kommunalen Energiemanagements mit regelmäßiger 

Berichterstattung mit dem Ziel der deutlichen Reduzierung des Energieverbrauchs 

und Steigerung der Energieeffizienz 

• Naturverträglichen Ausbau von Windenergie und Photovoltaik konsequent und 

planvoll vorantreiben 

• Bei Photovoltaik und Solarthermie klare Priorität für den Ausbau auf Gebäuden und 

versiegelten Flächen. Ein ergänzender Ausbau von Freiflächen-Solaranlagen ist 

wirksam zu steuern und auf vorbelastete Flächen zu konzentrieren. 



3. Kommunale Wärmewende vorantreiben 

• Erstellung und Veröffentlichung kommunaler Wärmepläne mit dem Ziel, bis zum 

Jahr 2040 eine treibhausgasneutrale Wärmeversorgung der Gebäude zu erreichen.  

• Umsetzung der Wärmeplanung: Kommunen formulieren konkrete 

Umsetzungsmaßnahmen, die bspw. Beratungsprogramme für die 

Gebäudesanierung und Planungsschritte für die Realisierung von Wärmenetzen 

beinhalten. 

4. Vorbildfunktion der Kommunen wahrnehmen 

• Kommunen sollten ihre Liegenschaften und Fuhrparks bis spätestens 2035 auf 

treibhausgasneutrale Versorgung bzw. Antriebe umstellen. Dächer kommunaler 

Liegenschaften sollen weitestgehend für solare Stromerzeugung genutzt werden. 

• Schnelle und hochwertige energetische Sanierung kommunaler Gebäude und 

ehrgeizige Vorgaben für neu zu errichtende Gebäude von Kommunen und 

kommunalen Wohnbaugesellschaften.  

5. Beteiligung bei der Energiewende 

• Beteiligung von Bürger*innen und von vor Ort aktiven Vereinen und Verbänden bei 

der Umsetzung der Energie- und Wärmewende  

6. Umgang mit dem Atommüll verantwortungsvoll gestalten 

• Engagement für die Sicherheit und Sicherung der Atomanlagen gegenüber den 

zuständigen Bundes- und Landesbehörden. Dies gilt auch für die anstehenden 

Neugenehmigungen der Zwischenlager über die bisher vorgesehenen 40 Jahre 

hinaus. 

- Asse-Rückholung vorantreiben 

- Planfeststellungsbeschluss für Schacht Konrad zurücknehmen 

- Ende der Brennelementefertigung in Lingen 

• Einsatz für eine transparente Suche nach einem Atommüllendlager mit ausreichend 

Beteiligungsmöglichkeiten für Bürger*innen und zivilgesellschaftlichen Gruppen 

 

Mobilitätswende in der Kommune 
 

1. ÖPNV ausbauen und attraktiv machen 

• Landkreise stellen verbindliche Mobilitätskonzepte für alle Verkehrsarten und 

Träger auf. 

• Nahverkehrspläne anpassen: Kommunen müssen die Mobilitätsgarantie in ihre 

Verkehrspläne integrieren.  

• Lücken schließen: Landesbusnetz und Bedarfsverkehre müssen in kommunale 

Planungen aufgenommen werden.  

• Finanzierung sichern – Mobilitätsfonds entwickeln 

2. Radverkehr verbessern 

• Netzplanung lokal ergänzen: Kommunen schließen Lücken im Radwegenetz und 

priorisieren die Instandsetzung.  



• Bike+Ride-Anlagen: Kommunen planen und bauen sichere Fahrradabstellanlagen. 

• Verkehrssicherheit: Verkehrsregeln werden strenger kontrolliert.  

3. Mehr Lebensqualität in der Kommune 

• Tempo 30: Kommunen können innerorts flächendeckend Tempo 30 einführen und 

der Initiative "Lebenswerte Städte durch angepasste Geschwindigkeit" beitreten. 

• Lebenswerte Innenstadt: Kommunen führen autofreie Innenstädte und Quartiere 

ein.  

• Nachhaltige Parkraumbewirtschaftung: Kommunen sollten das Parkraumangebot 

flächendeckend reduzieren und bepreisen.  

• Baum und Park statt Stellplatz: Jeder zehnte Parkplatz in der Kommune wird in ein 

Baum-Beet umgewandelt, innenstadtnahe Parkplatzflächen zu grünen Parkflächen 

aufgewertet. 

• Nachhaltige Mobilität als Daseinsvorsorge anerkennen 

• Flächenpolitik auf Gemeinwohl und Mobilität ausrichten 

 

Naturschutz und natürlicher Klimaschutz 
 
1. Schutzgebiete erhalten, pflegen und entwickeln  

• Konsequenter und wirksamer Schutz von Schutzgebieten, geschützten Biotopen 

und Wiesenvogelgebieten vor Überbauung und Zerschneidung, z.B. durch neue 

Baugebiete, Straßen und den Ausbau von Windenergie und Freiflächen-PV.  

• Pflege und Entwicklung der Schutzgebiete im Sinne der Schutz- und Erhaltungsziele 

(z.B. naturverträglicher Küstenschutz und kein Bodenabbau im Nationalpark 

Wattenmeer)  

2. Aktionsprogramm Insektenvielfalt umsetzen 

• Naturnahe und insektenfreundliche Gestaltung und Pflege von Grünflächen inkl. 

Straßenbegleitgrün unter Verwendung von gebietsheimischem Saat- und Pflanzgut 

(Fördermöglichkeiten Aktionsprogramm „Natürlicher Klimaschutz“ nutzen) 

• Anwendung des Verbots von Schottergärten 

• Verzicht auf den Einsatz von Pestiziden 

• Reduzieren von Lichtverschmutzung durch Verzicht auf überflüssige Beleuchtung 

(z.B. keine Beleuchtung in Schutzgebieten, keine Strahler in Baumkronen richten) 

und Einsatz von insektenverträglicher Beleuchtung 

• Erhaltung und Pflege von wertvollen Landschaftselementen wie Alleen, Hecken, 

Saumstrukturen, Gewässerrandstreifen, Wegrainen und Kleinstbiotopen  

• Erstellung und Nutzung von Baumschutz- und Friedhofssatzung zur Erhaltung und 

gezielten Förderung der Artenvielfalt 

3. Biotopverbund und -vernetzung auf mindestens 15 % der Fläche und 10 % der 

Offenlandschaft entwickeln! 

• Erstellung und Umsetzung von kommunalen Biotopverbundkonzepten  



• Verbindliche Flächensicherung der Biotopverbundstrukturen durch Regionale 

Raumordnungspläne, Flächennutzungspläne, Landschaftspläne, Ausweisung als 

geschützter Landschaftsbestandteil 

• Erhaltung und Entwicklung von Landschaftselementen und Flächen für 

Biotopverbund und -vernetzung, z.B. durch Renaturierung von Fließgewässern und 

Auen, Anlage von Hecken und Säumen, naturnahen Kleingewässern, Förderung von 

artenreichem Grünland, Erhalt und Pflege von Wegeseitenrändern 

4. Natürliche Klimaschützer wie Wälder, Moore und Auen vor Eingriffen schützen und 

entwickeln! 

• Verbindliche Sicherung von Flächen für den natürlichen Klimaschutz in regionalen 

Raumordnungsprogrammen, Flächennutzungsplänen und Landschaftsplänen 

• Initiierung und Unterstützung von Projekten für den natürlichen Klimaschutz wie die 

Wiedervernässung und klimaangepasste Nutzung von Mooren, den naturnahen 

Umbau von Wäldern und die Renaturierung von Fließgewässer und ihren Auen  

• Keine Überbauung und Zerschneidung von Flächen mit hoher Bedeutung oder 

hohem Potenzial für den natürlichen Klimaschutz durch Siedlung, Verkehr oder 

Windenergieanlagen und Freiflächen-PV  

• Konsequente Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben zum Stopp des Torfabbaus 

5. Vorbildfunktion für Naturschutz und natürlichen Klimaschutz übernehmen 

• Konsequenter Verzicht auf Pestizideinsatz, Bekenntnis zur „Pestizidfreien 

Kommune“.  

• Zertifizierung des Kommunalwaldes nach FSC oder Naturland-Standard  

• Flächenverfügbarkeit für Naturschutz und natürliche Klimaschutz herstellen durch 

zur Verfügungstellung kommunaler Flächen, geeignete Auflagen bei der 

Verpachtung und gezielte Nutzung des Vorkaufsrechts  

• Einrichtung von Kompensationsflächenpools und Befüllung des geplanten 

Kompensationskatasters sowie Einsatz von Ersatzgeld zur gezielten Umsetzung 

von Biotopverbundkonzepten und für den natürlichen Klimaschutz  

• Untere Naturschutzbehörden mit ausreichenden personellen und finanziellen 

Mitteln für Naturschutz- und natürliche Klimaschutzaufgaben ausstatten 

6. Umsetzung der Wiederherstellungsverordnung positiv begleiten  

• Leuchtturmprojekte zur beispielhaften Umsetzung der WHVO initiieren  

• Entwicklung von Wildnisgebieten unter Nutzung des Aktionsprogramms Natürlicher 

Klimaschutz unterstützen  

• Baumkataster entwickeln 

 

Landwirtschaft und Ernährung in der Kommune 
 
1. Ökolandbau in der Kommune fördern  

• Steigerung des Anteils von Bioprodukten in der Außer-Haus-Verpflegung (AHV) 

durch verbindliche Mindestanteile in Schulen, Kitas und öffentlichen Kantinen  



• Mitwirkung im Netzwerk der Bio-Städte, -Gemeinden und -Landkreise  

• Kommunales Engagement zur Bewerbung als Ökomodellregion 

2. Förderung regionaler Erzeuger-, Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen 

• Unterstützung durch Vernetzung der Akteure, Förderung von Hofläden, 

Bauernmärkten, Mindestanteil regionaler Produkte in der Außer-Haus-Verpflegung  

• Programme zur Förderung der Pflege, Pflanzung und regionaler Verarbeitung und 

Vermarktung von Streuobst  

3. Bei der Verpachtung kommunaler Flächen besonders natur- und umweltverträgliche 

Landwirtschaft fördern  

• Vorrang bei der Verpachtung für ökologisch wirtschaftende Betriebe und solche mit 

großem Engagement in ökologischen Leistungen wie z.B. in der Pflege von 

Schutzgebieten, der extensiven Weidehaltung, im Wiesenvogelschutz oder im 

Moorschutz 

• Festschreiben hoher Umweltstandards in den Pachtverträgen wie z.B. Verzicht auf 

chemisch-synthetische Pestizide und Gentechnik, Wiesenvogelschutz 

4. Finanzielle Förderung von Maßnahmen, die der Pflege und Entwicklung von 

Schutzgebieten, dem Biotopverbund und der Klimafolgenanpassung dienen 

• Gezielte Ergänzung von Agrarumweltmaßnahmen und Vertragsnaturschutz aus 

kommunalen Mitteln wie z.B. Ersatzgeld 

• Besondere Förderung für Wiesenvogelschutz, Anlage und Pflege von 

Agroforstsystemen, extensiv bewirtschaftete Gewässerrandstreifen, 

naturschutzgerechte Heckenpflege, Neuanlage von Landschaftsstrukturen wie 

Hecken und Säume, Erhalt von Dauergrünland.  

• Schaffung von Flächenpools / Ökokontoflächen, ggf. unter Einbeziehung von 

Partnern wie Wasserverbänden 

5. Kooperatives Miteinander von Naturschutz und Landwirtschaft fördern 

• Initiierung und Begleitung Runder Tische für Naturschutz und Landwirtschaft in der 

Kommune  

• Zusammenarbeit zwischen Landwirt*innen und Ökologische Stationen sowie 

Berater*innen für den Arten- und Biotopschutz fördern  

 

Stadtentwicklung und Flächenverbrauch 
 
1. Nachhaltige Stadt- und Siedlungsentwicklung 

• Nachverdichtung fördern: Gemeinden setzen ein Förderprogramm zur 

Nachverdichtung auf und erfassen Nachverdichtungspotenziale systematisch. 

• Bebauung steuern: Kommunen verpflichten sich zu einer strategischen 

Bodenvorratspolitik.  

• Mehr Klimaschutz bei Bauvorhaben: Kommunen führen für alle kommunalen 

Bauvorhaben einen CO2-Schattenpreis ein. 



• Die Ausweisung von neuen Einfamilienhausgebieten sollte vermieden werden. Wenn 

eine Entwicklung im Außenbereich stattfindet, sollten verdichtete Bauformen 

(Reihenhäuer oder Mehrfamilienhäuser) entstehen. 

• Schaffung bezahlbarer barrierefreier/altengerechter Wohnungen in den Ortsmitten 

2. Versiegelung und Flächenverbrauch reduzieren  

• Netto Null Flächenverbrauch: Kommunen beschließen, dass Fläche bei städtischen 

und privaten Bauvorhaben nur dann versiegelt werden darf, wenn an anderer Stelle 

in gleichem Umfang entsiegelt wird.  

• In Bebauungsplänen das „Stapeln“ von Nutzungen festsetzen 

• Innen- vor Außenentwicklung: Kommunen müssen sich verpflichten, kein neues 

Baurecht mehr im Außenbereich zu schaffen.  

• Kommunale Förderung von Umbau statt Neubau 

• Entwicklung flächeneffizienter Gewebegebiete  

• Dach- und Fassadenbegrünung: Kommunen schreiben einen verpflichtenden Anteil 

von Dach- und Fassadenbegrünung bei allen (innerstädtischen) Neubauten und 

Umbauvorhaben, die einer Baugenehmigung bedürfen, vor (z.B. über eine 

Gestaltungssatzung). 

 

Gewässerschutz und -entwicklung in der Kommune 
 
1. Entwicklung und Umsetzung regionaler Wassermanagementkonzepte zur Sicherung des 

Wasserdargebotes und zum Wasserrückhalt 

• Maßnahmen zur Förderung von „Schwammstadt“ oder „Schwammgemeinde“ inkl. 

Starkregenvorsorge 

• Vorsorgende Wassermengenbewirtschaftung in den Kommunen  

• Einrichtung regionaler Wasserbeiräte oder Mitwirkung an bestehenden Beiräten zur 

Vernetzung und zum Erfahrungsaustausch der Akteure 

• Nutzung und Weiterentwicklung von Retentionskatastern  

• Maßnahmen der Wiedervernässung in Moorgebieten (s. Naturschutz) 

2. Förderung einer naturnahen Gewässer- und Auenentwicklung in der Kommune i.S. des 

vorsorgenden Hochwasserschutzes, den natürlichen Klimaschutzes und der biologischen 

Vielfalt 

• Nutzung aller Möglichkeiten zur verbindlichen Flächensicherung durch Regionales 

Raumordnungsprogramm, Anlagen von Kompensationsflächenpools, Nutzung von 

Vorkaufsrechten der Kommunen  

• Gebietsübergreifende Kooperationen z.B. durch Etablieren von 

Hochwasserpartnerschaften, Projektkooperation mit Wasserwirtschaft, 

Unterhaltungsverbänden, Umweltverbänden 

• Nutzung bestehender Förderrichtlinie zur „Naturnahen Entwicklung der 

Oberflächengewässer“ (NEOG), Bundesprogramm „Blaues Band“ und 

Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz 

• Herstellung der Durchgängigkeit unserer Fließgewässer 



3. Kein weiterer Ausbau unserer Flüsse 

• Unterstützung der Kommunen für die BUND-Forderung einer Verhinderung weiterer 

Fahrrinnenvertiefungen im Ems- und Weserästuar  

4. Schutz der Gewässer vor Schadstoffen 

Nutzung aller Potenziale der Kommunen zur Reduzierung der Schadstoffeinträge in 

die Gewässer, z.B. durch Unterstützung der BUND-Forderung nach umfassender 

Regulierung von PFAS 

• Ökologische Aufwertung von Gewässerrandstreifen über bestehende gesetzliche 

Regelungen hinaus und Durchsetzung /Kontrolle der bestehenden 

Abstandsregelungen 

• Stärkung von Trinkwasserkooperationen zur Reduzierung der Einträge aus 

landwirtschaftlicher Nutzung 

• Unterstützung des FLOW-Projektes 

• Förderung von Trinkwasserschutz-Kooperationen 

 

Ressourcenschutz und Nachhaltigkeit in der Kommune 
 
1. Ressourcenschutz 

• Bauprojekte anders planen: Notwendige Bauvorhaben müssen so geplant werden, 

dass der Ressourcenverbrauch reduziert, Materialien gut getrennt und nach 

Möglichkeit wiederverwertet werden können.  

• Wertstoffhöfe optimieren: Kommunen könnten die Wertstoffhöfe verbessern, die 

Abfalltrennung optimieren und Konzepte für eine Zero-Waste-Politik erarbeiten. 

• Umweltfreundliche Beschaffung zum Standard machen: Produktbeschaffung und 

Leistungsvergabe müssen konsequent ökologisch und sozial sein. 

2. Nachhaltigkeit in der Kommune 

• Service statt Besitz fördern: Städte und Gemeinden stellen für Initiativen wie Repair-

Café-Räume und Werkzeuge bereit.  

• Foodsharing-Kommune: Kommunen unterstützen lokale Foodsharing-Initiativen mit 

Standorten und Förderung. 

• Förderung von Mehrwegsystemen 

• Wohnungstausch fördern: Kommunen fördern den Umzug in kleinere Wohnungen 

mit Beratung und mit Umzugsprämien.  

• Anreize für Nachhaltigkeit schaffen: Kommune heben ihre Regenwasser- bzw. 

Abwassergebühren an.  

 

Beteiligung für nachhaltige Entwicklung 
 
1. Bildung für nachhaltige Entwicklung 

• Umwelt- und Naturschutzbildung fördern, mit sozialen und wirtschaftlichen Fragen 

verknüpfen: Kommunen entwickeln ein jährliches Bildungsprogramm, das alle 



Altersgruppen anspricht (Kitas, Schulen, Erwachsene). Es schreibt die Inhalte 

Biodiversität, Klimaschutz, nachhaltige Stadtentwicklung und Ressourcenschonung 

fest und befähigt dazu, systemisch und vernetzt zu denken und zu handeln. 

• Bereitstellung von finanziellen und personellen Ressourcen: Kommunen reservieren 

einen festgelegten Prozentsatz des kommunalen Bildungsbudgets für Bildung für 

nachhaltige Entwicklung. Dieses steht für Aus-, Fort- und Weiterbildungen für 

Lehrende und Multiplikator*innen zur Verfügung. Ebenso können 

Bildungseinrichtungen finanzielle Unterstützung zur Realisierung von BNE-

Angeboten abrufen. 

• Transparente Umweltberichterstattung: Kommunen sollen jährlich einen 

Umweltbildungsbericht veröffentlichen, der Kennzahlen wie Anzahl der 

Veranstaltungen, Teilnehmende, Kooperationen, Wirkung auflistet. 

2. Beteiligung 

• Stärkung der frühzeitigen und echten Bürger*innen- und Zivilgesellschafts-

Beteiligung: Kommunen schaffen Beteiligungsformate, bei denen Ehrenamtliche, 

Umweltinitiativen und Nachbarschaftsgruppen mitwirken und gestalten können, 

beispielsweise über Klima- und Naturschutzbeiräte. 

• Strukturierte Kooperation und Ressourcen: Kommunen müssen geeignete Personal-

, Sach- und Beteiligungsressourcen bereitstellen. 
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